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2.5.7.5
Teilnahme an und Abrechnung im Rahmen der Anforderungen der gesetzlichen Unfallversicherungen
Am 1. Juli 2012 ist ein sogenanntes Psychotherapeutenverfahren der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) mit dem Ziel in Kraft getreten, Prävention und Rehabilitation von psychischen Gesundheitsstörungen als Folge von schweren Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten zu fördern und besonders durch eine rechtzeitige psychotherapeutische und leitliniengerechte Behandlung einer Chronifizierung der Beschwerden entgegen wirken zu können. 
Die Beteiligung am Verfahren der DGUV erfolgt auf Antrag beim zuständigen Landesverband der DGUV nach § 53 SGB X (Anschriften siehe Unterlagen)

Voraussetzungen zur Teilnahme am Psychotherapeutenverfahren:

a)
Approbation als psychologische Psychotherapeutin / psychologischer Psychotherapeut oder Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin bzw. Psychotherapeut, eine Kassenzulassung als Vertragspsychotherapeut ist nicht erforderlich
b)
Teilnahme an einer Einführungsveranstaltung der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) zum Psychotherapeutenverfahren

c)
Sicherstellung der räumlichen und sonstigen Rahmenbedingung zum Führen einer psychotherapeutischen Praxis (siehe auch das Berufsrecht der Kammer)

d)
nachgewiesene Fortbildung in leitlinengerechten und evidenzbasierten diagnostischen Methoden und Behandlungserfahrungen (z.B. AWMF) für typische psychische Störungen nach Arbeitsunfällen, wie PTSD, Anpassungsstörungen, Angst- und depressive Störungen usw.  von mindestens 120 Stunden, die von Fachgesellschaften u.o. Kammern anerkannt sind. 

e)
nach erfolgter Approbation sechs supervidierte Behandlungsfälle mit traumatisierten Patienten.

f)
in den letzten zwei Jahre vor Antragsstellung nach § 53 SGB X sechs Behandlungsfälle mit jeweils mindestens fünf Sitzungen dieser Patientengruppe

g)
Bereitschaft zur engen Zusammenarbeit mit dem Unfallversicherungsträger, auch per Email sowie regelmäßige Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen und Maßnahmen der Qualitätssicherung der DGUV
h)
jährliche Mitteilung der Fallzahlen an den zuständigen Landesverband und Archivierung der Patientenunterlagen für mindestens 15 Jahre
Die besonderen Rahmenbedingungen für die Behandlung:

a)
Die Einbindung des Behandlers in das Heilverfahren der DGUV erfolgt i.d.R. durch eine Überweisung des D- oder H- Arztes. Bei einer direkten Inanspruchnahme durch den Patienten oder z.B. eine Überweisung durch den Hausarzt, ist eine umgehende Benachrichtigung und Einholung der Zustimmung nicht nur für die ambulante Behandlung, sondern auch für die Diagnostik/Probatorik des zuständigen Unfallversicherungsträgers erforderlich
b)
zur Behandlungsplanung sind maximal 5 probatorische Gespräche möglich, in denen u.a. eine Unfallanamnese und die traumatischen Einflussfaktoren zu diagnostizieren und zu dokumentieren sind
c)
nach begründeter Antragsstellung des Behandlers und Prüfung durch den Unfallversicherungsträger werden zunächst maximal 10 Stunden und gegebenenfalls nach erneuter Prüfung der weiteren Berichterstattung nochmals maximal 15 Stunden, in besonderen Fällen auch mehr, bewilligt.
d)
die ambulante Behandlung beginnt innerhalb einer Woche nach Auftragserteilung und sollte störungsspezifisch angepasst mit regelmäßig einer Wochenstunde und höchstens einer Stunde alle 14 Tage stattfinden.
e)
soweit erforderlich können andere Fachärzte zur Klärung der Diagnose oder aber für die Verschreibung von Medikamenten und AUs hinzugezogen werden.
f)
ist aus Sicht des Behandlers eine stationäre Aufnahme indiziert, so muss diese mit dem Unfallversicherungsträger vorab abgesprochen werden

g)
für Behandler, die in das Heilverfahren der DGUV eingebunden sind (§ 201 und §34 SGB VII) besteht die gesetzliche Verpflichtung, Daten über den Patienten, über die Erkrankung, den Behandlungsverlauf usw. an den gesetzlichen Unfallversicherungsträger weiter zu leiten. Hierzu bedarf es der vorab einzuholenden Einwilligung des Patienten.
e)
die notwendigen Vordrucke für Erst-, Folge- Abschluss-, Verlaufs- und Kurzbericht sind unter www.dguv.de/formtexte/aerzte/index.jsp, zu finden

f)
auf Grundlage des Gebührenverzeichnisses
 (www.dguv.de/inhalt/rehabilitation/verguetung/index.jsp) erfolgt die Rechnungsstellung an die jeweils zuständigen Landesverbände der DGUV (http://www.dguv.de/landesverbaende )
___________________________________________________________________________

Mit geltende Unterlagen:

· 7.34 Einverständniserklärung/Schweigepflichtsentbindung durch Patienten in der Formblattsammlung 
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